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Der Fall:

Bibliothek kauft DVD bei Händler in Peru.

DVD wird geliefert, Rechnung bezahlt.

15 Monate nach Einarbeitung stellt ein Benutzer 

fest, daß DVD defekt ist (Fehlpressung).

Händler in Peru macht Verjährung (sechs Monate 

nach Código Civil del Perú) geltend.

Wie ist die Rechtslage?





Bibliotheken & ausländische 

Vertragspartner

 Häufig genannte Probleme:

 Keine / andere Buchpreisbindung

 Einfuhrumsatzsteuer

 Zollabgaben

 Versandkosten

 Hohe Bankspesen

Niemals gestellte Frage:

Gilt deutsches oder ausländisches Vertragsrecht ?



Internationales Privatrecht IPR

 Geregelt in Staatsverträgen:

z.B. Haager Übereinkommen über internationale 

Kaufverträge vom 15. Juni 1955

 Geregelt in: 

Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch 

(EGBGB) idF vom 21. September 1994  (BGBl. I, 

S. 2494)



EGBGB Zweites Kapitel. Internationales Privatrecht.

Erster Abschnitt. Verweisung.

Art. 3. Allgemeine Verweisungsvorschriften.

Art. 3. Anwendungsbereich; Verhältnis zu Regelungen der Europäi-
schen Gemeinschaft und zu völkerrechtlichen Vereinbarungen

Soweit nicht

1. unmittelbar anwendbare Regelungen der Europäischen Gemein-
schaft in ihrer jeweils geltenden Fassung, insbesondere

a) die Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Juli 2007 über das auf außervertragliche 
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom II) (ABl. L 199 vom 
31.7.2007, S. 40) sowie

b) die Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Juni 2008 über das auf vertragliche Schuld-
verhältnisse anzuwendende Recht (Rom I) (ABl. L 177 vom 
4.7.2008, S. 6), oder

2. Regelungen in völkerrechtlichen Vereinbarungen, soweit sie unmit-
telbar anwendbares innerstaatliches Recht geworden sind, maßgeb-
lich sind, bestimmt sich das anzuwendende Recht bei Sachver-
halten mit einer Verbindung zu einem ausländischen Staat nach den 
Vorschriften dieses Kapitels (Internationales Privatrecht).





1. Merksatz

Für grenzüberschreitende Vertragsprobleme 

gibt es eine gesetzliche Regelung in 

Verordnung (EG) Nr. 593/2008



Art. 3  Rom-I-VO  Freie Rechtswahl

(1) Der Vertrag unterliegt dem von den Parteien gewählten Recht. Die 

Rechtswahl muss ausdrücklich erfolgen oder sich eindeutig aus den 

Bestimmungen des Vertrags oder aus den Umständen des Falles 

ergeben. Die Parteien können die Rechtswahl für ihren ganzen Ver-

trag oder nur für einen Teil desselben treffen.

(2) Die Parteien können jederzeit vereinbaren, dass der Vertrag nach 

einem anderen Recht zu beurteilen ist als dem, das zuvor entweder 

aufgrund einer früheren Rechtswahl nach diesem Artikel oder auf-

grund anderer Vorschriften dieser Verordnung für ihn maßgebend 

war. Die Formgültigkeit des Vertrags im Sinne des Artikels 11 und 

Rechte Dritter werden durch eine nach Vertragsschluss erfolgende 

Änderung der Bestimmung des anzuwendenden Rechts nicht 

berührt.

(3) ...



2. Merksatz

Die Vertragsparteien können vereinbaren, 

welche Rechtsordnung, d.h. welches 

nationale Recht gelten soll.



Art. 4 Rom-I-VO 

Mangels Rechtswahl anzuwendendes Recht.

(1) Soweit die Parteien keine Rechtswahl gemäß 
Artikel 3 getroffen haben, bestimmt sich das auf 
den Vertrag anzuwendende Recht unbeschadet 
der Artikel 5 bis 8 wie folgt:

a) Kaufverträge über bewegliche Sachen 
unterliegen dem Recht des Staates, in dem der 
Verkäufer seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

b) Dienstleistungsverträge unterliegen dem 
Recht des Staates, in dem der Dienstleister 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

...



3. Merksatz

Ansonsten gilt diejenige Rechtsordnung, in 

deren Bereich die Hauptleistung zu 

erbringen ist.



Grundregeln des IPR

Rechtswahl durch die Vertragsparteien

Ausdrücklich im Vertrag geregelt oder aus 

dem Sachverhalt ersichtlich

Ohne Rechtswahl = Recht des Staates mit 

engster Verbindung

Engste Verbindung = vertragliche Haupt-

leistung



Beispiel: Lizenzvertrag mit CrossRef, USA



Beispiel: Lizenzvertrag mit CrossRef, USA

Inhalt:

 Es gilt das Recht des Staats New York 

 Es gilt USA Bundesrecht

 Keine Anwendung einer nationalen Rechts-

wahlregelung

 Ausschluß UN-Konvention int. Warenhandel 1980

 Gerichtsstand: Gerichte Staat New York

 Ausnahme: Staatsbibliothek

 Vertrag bildet alleinige Grundlage



Beispiel: Lizenzvertrag mit CrossRef, USA

Probleme:

 Rechtssystem des US Common Law 

 Vertrag bildet alleinige Grundlage (Parol 

Evidence Rule)

 Fast keine Auslegung eines Vertrages durch 

US-Gerichte

 Im Streitfall: Ausforschungsbeweis (Pretrial 

Discovery)



Wahl des Gerichtsstands

Präsenz vor Ort

Vermeidung hoher Kosten

Vertrautheit mit dem deutschen Prozeßrecht

Sichere Rechtskraftwirkung

Haftungsbeschränkung Art. 40 III EGBGB

Eventuell aber Probleme bei Vollstreckung



Zusammenfassung

Bei Vertrag (Kauf, Lizenz, Abonnement) mit 

ausländischem Partner:

 Schriftlicher Vertrag ist unabdingbar

 z. B. Wahl des anzuwendenden Rechts

 z. B. Wahl des Gerichtsstands

 Ausländischer Partner verwendet eigenen 

Formularvertrag = Änderungsmöglichkeiten ???



Lösung des Falls

Kein schriftlicher Vertrag

Keine besonderen Umstände

Vertragliche Hauptleistung:

Lieferung der DVD

Verkäufer in Peru

Ergebnis: Es gilt Código Civil del Perú

>>> Mängelanspruch verjährt



Zum Nachlesen:

 http://de.wikipedia.org/wiki/Rom_I#Rom-
I-Verordnung

 Kirchner, Hildebert: Bibliotheks- und 
Dokumentationsrecht. - S. 339-341.

 Künzle, Hans Rainer: Schweizerisches 
Bibliotheks- und Dokumentationsrecht. –
S. 157-158.




